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Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 6 

vorgesehenen Ermächtigung mit der Möglichkeit zum Ausschluss 

des Bezugsrechts (§ 186 Abs. 4 Satz 2 i. V. m. § 203 Abs. 1, 2 AktG) 

 

Das bisherige Genehmigte Kapital wurde im Jahr 2018 durch die Hauptversammlung 

beschlossen und lief am 29. Mai 2023 aus. Um zukünftig wieder in gleicher Weise finanziell 

flexibel zu sein und um diese Ermächtigung im Rahmen der gesetzlich zulässigen 

Möglichkeiten den aktuellen Gegebenheiten anzupassen, wird der Hauptversammlung daher 

ein neues 

genehmigtes Kapital von insgesamt bis zu EUR 2.526.408,00 vorgeschlagen.  

Das neue Genehmigte Kapital soll für Bar- und Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen 

und einmalig oder mehrmalig in Teilbeträgen ausgenutzt werden können. Mit dem neuen 

genehmigten Kapital wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, sich bei Bedarf schnell und 

flexibel zusätzliches Eigenkapital zu verschaffen, ohne eine zeitlich unter Umständen nicht 

mögliche Kapitalerhöhung durch Beschlussfassung der Hauptversammlung durchzuführen. 

Die Ermächtigung soll für den gesetzlich zulässigen Zeitraum von fünf Jahren erteilt werden. 

Grundsätzlich sind dabei die neuen Aktien den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der 

Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in 

bestimmten Fällen auszuschließen. Der beantragte Ausschluss des Bezugsrechts für 

Spitzenbeträge ist erforderlich, um ein praktikables 

Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 

ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger 

Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist auf 

Grund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Der 

Bezugsrechtsausschluss für die Barkapitalerhöhungen gemäß  

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG versetzt die Gesellschaft in die Lage, kurzfristig günstige 

Situationen am Open Market ausnutzen zu können und durch schnelle Platzierung junger 

Aktien bei einem aufzunehmenden Investor einen höheren Mittelzufluss zu erzielen. 

Der bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen eingeräumte Bezugsrechtsausschluss zum 
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Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen, Teilen von 

Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen 

Sacheinlagen soll der Gesellschaft ermöglichen, entsprechende Akquisitionen gegen 

Gewährung von Aktien zu tätigen. Die Gesellschaft steht im Wettbewerb mit anderen 

Unternehmen aus der Kommunikations- und Medizinbranche in Europa. Die Gesellschaft 

muss daher jederzeit in der Lage sein, den sich ändernden Gegebenheiten des Wettbewerbs 

Rechnung zu tragen und im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu handeln. Um auf 

diese Veränderungen reagieren und damit die Wettbewerbsposition der Gesellschaft erhalten 

oder sogar verbessern zu können, ist die Option notwendig, Unternehmen oder Beteiligungen 

erwerben zu können. Um die Liquidität der Gesellschaft zu schonen, kann es sich im 

Einzelfall anbieten, solche Erwerbe mit Aktien der DocCheck AG zu bezahlen. Die Praxis zeigt 

auch, dass die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung häufig die 

Verschaffung von stimmberechtigten Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlangen. Bei 

Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre wäre daher möglicherweise eine 

Akquisition gegen Gewährung von Aktien im Einzelfall nicht möglich und die damit für die 

Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile könnten nicht erreicht werden. Daher 

kann ein Bezugsrechtsausschluss im Einzelfall im Interesse der Aktionäre sachlich 

gerechtfertigt sein, obwohl er zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des 

relativen Stimmanteils der vorhandenen Aktionäre führt. Konkrete Erwerbsvorhaben, für die 

von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll, bestehen zurzeit nicht. Wenn sich 

eine Erwerbsmöglichkeit konkretisiert, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der 

Möglichkeit des Erwerbs und/oder der Verwendung neuer Aktien der Gesellschaft unter 

Ausschluss des Bezugsrechts zur Finanzierung der Transaktion Gebrauch macht. Dabei wird 

der Vorstand sich allein von den Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen. 

Der beantragte Bezugsrechtsausschluss zur Bedienung von durch die Gesellschaft 

ausgegebenen Aktienoptionen soll es der Gesellschaft ermöglichen, gegebenenfalls die auf 

Grundlage der Beschlüsse der Hauptversammlung ausgegebenen Aktienoptionen auch 

durch Aktien aus einer Kapitalerhöhung aus Genehmigtem Kapital zu bedienen. 

Daneben soll es dem Vorstand auch ermöglicht werden, Belegschaftsaktien auf diesem 

Wege auszugeben. Diese Vergütungsinstrumente ermöglichen es, den Mitgliedern der 

Geschäftsleitung und den Mitarbeitern der Gesellschaft und 
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verbundener Unternehmen einen zusätzlichen Leistungsanreiz zu bieten und diese damit 

zum Vorteil der Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu höheren Leistungen zu motivieren und an 

die Gesellschaft zu binden. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien 

insgesamt 10 Prozent des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 

 


